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Bürgerschaft der Hansestadt Rostock
- Untersuchungsausschuß "ZAST" -

13 Oktober 1993

Sperrvermerk: bis 13. 10. 1993
nach Vertrag in der Bürgerschaft

^f-B_S CHLUSSBERICHT

i:

li

Zur Aufklärung der Lichtenhäger Ereignisse im August 1992 beschloß die Bürgerschaft
auf ihrer 37 Sitzung am 2. 9. 1992 (Beschluß Nr. 564/37/1992) die Einsetzung eines
Untersuchungsausschusses (UA).
Der UA erhielt die Aufgabe, zu klären, ob Pflichtverletzungen des Senates oder der
Stadtverwaltung im Zusanunenhang mit den Ereignissen an der ZAST in Rostock-
Lichtenliagen vorliegen, und was Senat und Bürgerschaft unternommen haben, um die
Ereignisse zu verhindern.

Dieser Arbeit hat sich der UA mit größtmöglicher Sachlichkeit und ohne Parteipoütik gestellt.
Der Ausschuß konstituierte sich am 11. September 1992.
Entsprechend dem Proporz in der Bürgerschaft hat der Untersuchungsausschuß l l Mitglieder.
Durch den Verzicht der CDU-Fraktion auf ein Mandat wurde der UA in folgender Zusammen-
s^zung gebildet:

Herr Falk Schulz
Herr Karlheinz Schmidt

(ab l. 12. 1992 Herr Norbert Thömer)
Hen- Manfred Statzkowski
Herr Claus-Dieter Dietz
Herr Werner Ritter

Frau Dr. ChristeI-Katja Fuchs
Herr Rüdiger Lange
Herr Bernhard Raudszus

Herr Torsten Lange

irtion der CDU:

Fraktion der SPD:

Fraktion der PDS:

Fraktion Bündnis 90
Fraktion der F.D.P.:

Fraktion der Unabhängigen: Herr Prof. Dr. Manfred Kriiger
Fraktion Grüne/UFV: Herr Peter Writschan.
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3In offener WahJ werden
als Vorsitzender
als SteUvCTtreterin:
als Stellvertreter
mehrheitlich bestätigt.

Herr Bernhard Raudszus
Frau Dr. Christel-Katja Fuchs
Herr Falk Schulz

^

Für die Arbeit des Untersuchungsausschusses wurde folgende Geschäftsordnung angenommen:
l. Alle Informationen, die sich aus den Befi^gungen im Umersuchungsausschuß

ergeben, sind von den Ausschußmitgliedern emschließlich Protokollantin vertraulich
zu behandeln.

Absprachen im Ausschuß über zu befragende Personen unteriiegen der
Vertraulichkeit.

Der Ausschuß verabschiedet einen abschüeßenden Bericht, den er der Bürgerscliaft
voriegt.

[

2.

3.

Auszug aus dem Meldebuch des Brandschutz- und Rettungsamtes
(Seite 227 bis 256),
Tonbandmirschnirte über den Notruf 112 der Leitstelle des Brand-
schütz- und Rettungsamres (vom 24. 8.1992),
Tonbandnutschnine über den Fimkverkehr zwisciiea den Eüuatzfahr-
zeugen mit der Leitstelle des Brandschutz- und Rfittungsamtes (vom
24. 8. 1992),

Auszüge aus Protokollen von Bürgerschaftssitzungeii, in denen die
Thematik Ausländer und Asylbeweiber beraten wurde,
Tonbandmitschnine und Wortprototolle der Befi^gungen,
Gcsetzpstexte.

Der Ausschuß hat in ^ Sitzungen getagt; er war in einigen nicht beschlußfähig.
Es wurden folgende Personen befi^gt: I

An Arbeitsmateriaiien standen uns zur Verfügung oder wurden angeforden:

Dnlnimeinationsmappe (zusammengestellt vonittefflrRommsi, Referent beim über-
bürgenneister);

sie umfaßt den Zeitraum ab 12. Juü 1990 bis September 1992 und enthält:
ProtokoUe von Dienstberatungen des Senates,
Protokolle von Sitzungen des Innenausschusses der Büigerachaft,
Briefwechsel zwischen BezirksverwaJtungsbehörde (BVB) und Senat,
später Landesregierung und Senat,
Protokolle von Beratungen in Ministerien,
zusammenfassende Berichte aus verschiedenen Senatsbereichen über
den Zeitraum 1990 bis zu den Ereignissen als Zuarbeit für die Aufär-
beitung der Ereignisse um die ZAST,
Überblick des Onsamtsleiters von Lichtenhagen zu den Ereignissen um
die ZAST in der Zeit vor den Ausschreitungen,
Beschwerdebriefe,
Reaktionen aufBeschwerdebriefe,
Geschäftsveneilungsplan des Senates,
vorläufige Geschäftsordniwg des Senates,

am 8.10.1992:

am 21. 10. 1992:

am 12 11. 1992:

am 16.II. 1992:

Herr Dr. Richter, Ausländerbeauftragter
Heir Behnke, Leiter des Brandschutz- und Rettungsamtes
Herr Basmer, Mitarteiter dss Brandschutz- und Rettungs-
amtes

Herr Roxin, Leiter des Ortsamtes Lichtenhagen

Heir Bürgenneister Zöüick
Herr Senator Dr. Magdanz
Frau Korona, ehemals Ausländerfceauftragte

Herr ZentscA, ehemals NGtarbeiter der BVB
Frau Coors, Leiterin des Jugendamtes
Frau Kunze. Schuirätin

Herr Oberbürgenneister Dr. Kiiimann

Herr Lange, Leity des Ordnungsamtes
Herr Weidmann, Vertreter des Jugendaltemarivzentrums
Herr Tingh, Dolmetscher im Wohnheim der Vietnamesen
(Mecklenburger Aüee 19)
Herr Gäde, Streeroforker.
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Nach den Befragungen wurden die Protokolle von verschiedenen Ausschußmitgüedem durch-
gearbeitet und Zwischenberichte geschrieben.
In der Auswertung dieser Berichte ergab sich die Notwendigkeit, einige Personen nochmals zu
befragen. Danach wurdegemeinsam in einer Ausschußsitzung im Febroar 1993 die Gliederung
zur Erstellung des Abschlußberichtes erarbeitet.
Die inhaltliche Ausarbeitung der Gliederungspunkte wurde von einzelnen Ausschußmitgüedem
überoommen.

Der Gesamtbericht wird von dem UA gemeinsam getragen.

Rechtliche Grundlagen, Fesdegungen der Bezirksverwaltungsbehörde (BVB),
der Landesreeierune und deren Umsetiune bis zum Aueust 1992

Nach § 8 (l) Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) bestimmte die Landesregierung über ihren
Ausländerbeauftragten Rostock als Zentrale Ausländerbehörde des Landes und den Sitz der
Zentralen Anlaufstelle in Rostock-Lichtenhagen, Mecklenburger Allee 18 ((hiher Hennann-
Matera-Straße 18). § 8 (2) AsylViG legt fest, daß Asylbewerber persönUch bei der Ausländer-
behörde erscheinen müssen. Entsprechend § 22 (9) des gleichen Gesetzes war das Land ver-
pflichtet,Jie aufgrund der Verteilung zugewiesenen Personen sofort aufeunehmen und die
Veneilung (Unterbringung) im Landestemtorium zu regeln.

Die wesentlichen Vorgänge zur Umsetzung dieser gesetzlichen Forderungen sind in
Anlage l zusammengestellt. Diese Maßnahmen fanden in der Asylverfahrens-Durehiühnmgs-
Verordnung (Anlage 2) vom 28. Januar 1991 (GVB1. M/V Nr. 3 Seite 19) ihren Niederschlag.
Danach war in der Mecklenburger Allee 18 C^V VW c<^

der Sitz der Ausländerbehörde mit der Zuständigkeit des Oberbürgermeisters (ur
die Entgegennahme von Asylanträgen aller Asylbewerber in WV (ZAB )^ ZU IK i^j^. aS£_ tt^v
die Zentrale Anlaufstelle (ZAST) mit Unterkunft für Asylbewerber ( lAu. Ok 'S
der Sitz der Außenstelle des Bundesamtes zur Anerkennung ausländischer
Flüchtlinge (BAFL),

Die Asylbewerber wurden von der Zentralen Ausländerbehörde registriert und vom BAFL
gehört. Während dieser Zeit mußte die Unterbringung für ca. 14 Tage möglich sein.
Für den längeren Zeitraum der Entscheidung über Ausreiseauffordemng bzw. Unterbringung
sollten die Asylbewerber dann un Land verteilt untergebracht werden; filr diesen Zeitraum
waren diejeweüigen Ausländerbehörden der Städte und Kreise verantwortlich.

5
Die Mecklenburger Allee 18 harte ein Aufnahmevermögen von max. 200 Personen, weit mehr p(ö l£
als geplant, da von monaüich zugewiesenen 300 Asyibewerbern ausgegangen wurde. Für den
Verantwortungsbereich der Ausländerbehörde der Hansestadt Rostock waren von den fiir WV
prognostizierten zugewiesenen 600 Personen 250 Personen besümmt.
Es wurde jedoch deutlich, daß diese Zahlen in der Praxis unrealistisch und bei weitem über-
troffen wurden vor allemyureh:

zusätzlich zugewiesene Asylbewerber und
Direktbewerber. »c^j^ ^ V:a (,i, ^ t, .

Die für einen Monat gedachten Zahlen wurden nicht selten an einem Tag erreicht.
Hauptproblem und letztlich Anlaß für immer größer werdenden Unmut in der Bevölkerung
war: die seitens des Bundes und des Landes vorgeschriebene und vorbereitete Verfahrens-
weise fiir die Registrierung und Unterbringung von Asylbewerbern fünktioniene in der Praxis
nicht. Die große Anzahl von Asylbewerbem und ein Verfahrensweg, der der Situation nicht
gerecht wurde, vergrößerte die Zahl derer von Tag zu Tag, die waUen mußten, nicht
untergebracht werden konnten und sich selbst überlassen waren.

Festlegungen und Absprachen zur Gestaltung der Ö(Tentlichkeitsarbeit;
wer reagierte wie auf Eingaben Lichtcnbäger Borger?
Gestaltune der Pressearbeit von Seiten des Senates

Die Gefahr einer Eskalation von Gewalt war den Verantwortüchen des Rostocker Senats
gekannt, wurde aber in ihrem ganzen Ausmaß unterschätzt, wie die unsäglichen Vorgänge
in Lichtenhagen belegen.

In der Stellungnahme des Oberbürgenneisters auf der Sitzung der Bürgerschaft am 2.9.1992
heißt es: "Es ist also nicht so, daß die heraufziehene Gefahr nicht gesehen worden wäre ...". £ii-<--lt^ ^i(Im Oktober 1991 überfielen Rechtsradikale ein Wohnheim in Schmarl, in dem nunänische ^',]^^~1.''
Spezialisten untergebracht waren. "Das ist bereits der vierte Überfall dieser An", stellte der
Hausmeister des Heimes gegenüber der OZ fest (OZ, 4. 10. 91). Im November des gleichen
Jahres wurde ein für Aussiedlet vorgesehenes Heim in Schmarl von Jugendlichen überfallen.)
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Den Protokollen der Dienstberatungen des Senates vom 24. und 27. 9 1990 ist zu entnehmen,
daß von Seiten des OB eingeschätzt wird: "eine offensive Medienarbeit zu diesem Problem
(Ausländer, Asyibeweitoer) ist dringend erforderlich und die ÖfTentlichkeitsaiteeit in Schulen
und Jugendeinrichtungen muß verstärkt werden"
Die Aussagen der Schulamtsvertreterin aber enthalten keinen Hinweis darauf, daß in den
Schulen eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit zum Problem erfolgte (Vergl. TonbandprotokoU
der 8. Sitzung des UA vom 12. 11. 92, Befi-agung).

In einer Meldung der OZ vom 25. 6. 91 über die erste Konferenz in Rostock zum Problem der
Ausländerfeindlichkeit ist nachzulesen: "Dem Übel Ausländerfeindlichkeit als einer
'Verwilderung zwischenmenschlicher Bezdehungen ist entgegenzuwirken', das erhob
Dr. Klaus Küimann gestern zur ausgesprochenen Senatspolitik."

In der 02 vom 8. 8. 92 wird die AufiFassung des Innensenators dargelegt. Es heißt don: "In
Lichtenhagen sind Polen. Wo gibt es in Polen politische Verfolgung?' Viele der Rumänen, die
80 % der Bewerber ausmachen, kommen einfach ohne Paß. 'Ich bin überzeugt, daß sich viele in
mehreren Bundesländern melden. ... Daß Ladendiebstähle in Rostock oft durch rumänische
Zigeuner erfolgen ist kein Geheimnis.' Der Innensenator ist auch gegen die Auszahlung von
Bargeld an die Asylbewerber. 'Zu Hause verdienen sie umgerechnet drei Mark am Tag. Wer
bekommen sie zehn Mark SoziaUülfe. Selbst wenn sie nach Monaten abgeschoben werden, hat
es sich für sie gelohnt, wenn sie das Geld sparen und es zu Hause wieder eintauschen... Wenn
nicht bald etwas passiert, wird es schon bald keine Akzeptanz für wirkliches politisches Asyl in
der Bevölkerung mehr geben."

Die NNN zitierte am 19. 8. 1992 ausführlich einen anonymen Anruf: "Wenn die Stadt nicht bis
Ende der Woche in Lichtenhagen für Ordnung sorgt, dann machen vw das, und zwar auf
unsere Weise.". "In der Nacht vom Samstag auf Sonntag räumen wir in Lichtenhagen auf;
darauf erfolgf keine deutliche Stellungnahme der verantwortüchen Stadtpolitiker für die
Bedrohten^tmd^uch keine Warnung an die Bevölkerongl,'sFch von zu befürchtenden
Ausschreitungen femauhalten. s t^^t.

^^M&^a^
Die Bürgerschaft wartüber die tatsächliche Brisanz der Situation nur unzureichend infonniert.
So führte der OB am 6. 3. 91 (15. Bürgerschaftssitzung) in Beantwortung einer Anfrage der
PDS-Fraktion aus: "Die Stadt Rostock wird demnächst Asylbewerber ständig aufzunehmen
haben, etwa 40 pro Monat. Das stellt den Senat vor große Probleme." Keine Erwähnung in
diesem Zusammenhang findet die Tatsache, daß der Senat bereits zu diesem Zeitpunkt darüber
informien war, daß Rostock insgesamt 300 Asylbewerber pro Monat in Erstaufiiahme (ZAST)
zu betreuen haben wird^Protokoll der Senatssitzung vom 30. 8. 90).

'o;. tK-^.X^.^üuz^i |^

7
In den Ausführungen des Oberbürgemieisters zur Anfrage der PDS-Fraktion auf der
21. Sitzung der Bürgerschaft am 4. 9 91 finden weder die Hinweise auf die Kompliziertheit—y^.-.der Situation fww-sie-tarfwier-Pfet

cy IÜ^T tg« 's'Sozia(a»t)-«ufgezeichnet sind (noch die Eingaben von Bürgern an das Ordnungsamt vom
19. 6.und 16. 7. 91 Erwähnung.^-- it -^ •Oi;"t ^ b) ^> JZ-i L-V CK'^-O^ ' - -
Bezugnehmend auf die "Zuspitzung der Lage um die ZAST" im Friihsommer 1992 beschrieb
der OB die Reaktion der Stadt auf die sich häufenden Eingaben der Anwohner so: "Wir konn-
ten nur mahnen zur Geduld, vertrösten mit dem Wort, wir suchen nach Alternativen, und wir
sprechen mit dem Land." (siehe Bericht des OB auf der Bürgerschaftssitzung am 2. 9. 92).
^OAsü^ Wi.^ Uß^La< ."nt.^
Verantwortliche LandespoUtiker htttteii sidi üeKits 1991 folgendermaßen geäußert:
"Sammellager einzurichten ist in MA^ kein Problem, da die Bundeswehr geeignete Liegen-
schaften zur Verfügung stellen will."(PoUehn, Staatssekretär im Innenministerium MTV;
OZ vom 19. l. 91) Und der damalige Innenminister infomuerte, daß in acht Onen ehemalige
NVA-Liegenschaften auf ihre Eignung überprüft würden (OZ, 23. 10. 91).

Bei der Beantwortung der Anfinge der CDU-Fralrtion auf der 36. Bürgerschaftssitzung am
l. 7. 52 stellt uci Iiinensenator fest, daß es "zwischen Innenministerium und Stadt eine gute
Zusammenaibeit bei der Lösung der sich anhäufenden Probleme" gibt.

Den in den Akten des UA abgedruckten Beschwerden an den Senat sind kaum Antwon-
schreiben beigefügt. Es wurde unzureichend reagiert. Der OB antwortete auf die Frage,
wie mit den Beschwerdebriefen umgegangen worden ist: "Die Eingabenbeauftragte hat sehr

iele, meiner Meinung nach, durch Standardbriefe beantwortet." (F'rotokotl der 8. Sitzung
des UA vom 12. 11. 1992, Befragung OB, Seite 3),

Für 1992 ist festzustellen: Erst als bereits Asylbewerber vor der ZAST kampierten, wurden
Maßnahmen für Notquaniere eingeleitet (siehe Protokoll der Dienstberatung des Senates
vom 18. 6. 1992). Erste Lösungsansätze gab es auf der Dienstberatung vom 25.6. 1992,
die allerdings eine schnelle Lösung nicht erwarten ließen.

Der Senat hat die Situation und deren mögliche Eskalierung unterschätzt.
Die Bürgerschaft hat sich mit den Erklärungen des Senates zu dieser Problematüc zufrieden
gegeben.
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^^M&^a^
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^OAsü^ Wi.^ Uß^La< ."nt.^
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Aktioneavon Senat ynd Polnei während der Errieniasc

Eine Zusammenfassung von Augenzeugenberichten über die Ereignisse in Lichtenhagen
liegt'dem Abschlußbencht als Anlage 3 bei.

Die Stadt Rostock wurde beim Ausbiuch der Ausschreitungen am Sonnabend, dem 22. S. 92,
durch den Bürgermeister als SteUvercrcter des OB regiert. Der OB befand sich un Urlaub. Der
Innensenator war abrufbereit außerhalb Rostocks. Nach gegenwärtiger Erkeimtnislage ergibt
sich, daß Aktivitäten am Sonnabend vor On durch den Senat nicht zu verzeichnen waren.
Der Bürgemieister fühne erst aufAroufdes Ausländerbeauftragten vor On em Gespräch.
Der Innensenator brach seinen Urlaub ab und übernachtete seit SomKag im Rathaus. Der OB
traf am Montag im Rathaus ein. Einen konkreten Krisenstab, in dem Polizei und Stadt ständig
eingebunden waren, gab es nicht.
Es ist festzustellen, daß die Lage weiterhin unterschätzt wurde.
Eine große Rolle bei der Einschätzuag der Gesamdage durch den Senat spielt die Aussage
der Polizeifiihrung gegenüber dem Senat, die Lage jederzeit im Griff zu haben.
Die Einsätze der Polizei bewertet der UA wie folgt:

Samstag, 22. 8. 92
Falsche Einschätzung der Lage.
Ungenügende Ausiüstung und Präsenz.
Probleme bei den Einsätzen durch Schi^lusrige und Sympathisanten.

Sonntag,23. 8. 92

Präsenz und Ausrüstung wurden verbessen, trotzdem eskalieren die
Ausschreitungen weiter.

Montag, 24. 8. 92

Die folgenschwerste Entscheidung der Polizeifilhrung war der Abzug der zur
Sicherung des Wohnheimes eingesetzten Beamten. Damit war eine weitere
Eskalation der Gewalt möglich. Es wurden Menschenleben in höchste Gefahr
gebracht. Der persönliche Einsatz der Beamten vor On unter Einsatz ihrer
Gesundheit und ihres Lebens ist anzuerkennen. Um so unverständlicher ist die
Handlung der Polizeifiihrung, hier nicht für Verstärkung der vor On eingesemen
Beamten gesorgt zu haben.

hVf.l
Welche Aktivitäten en

^^UM') U^\cü cOL'1 '?U-t'i^
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dem-flcstctieil nnd'der Vei liiiuiili del ZAS: 

Die Entscheidung, daß die ZAST in Rostock angesiedelt wird, wurde durch die BVB Rostock
gefällt (siehe FAX vom 8. 10 90 und Protokoll der Dienstberatung des Senates vom
11.10. 90). Aus den Akten geht nicht hervor^und spätere
belegen dies, daß der Senat oder die Ausländerbeauftragte zu dieser Entscheidung'getiört
wurden. Die damalige Ausländerbeauftragte der Stadt hatte zu dieser Entscheidung it,<^- ui%A->(
Bedenken geäußert (siehe Protokoll der 6. Sitzung des UA vom 21. 10. 92, Seite 14).

Auf der Dienstberatung des Senates am 11. 10. 1990 wird auch entschieden, daß eine
Arbeitsgruppe unter Leitung der Ausländerbeauitragten zu büden ist mit der Aufgabe, die
Entscheidung der BVB in konkrete Schrine umzusetzen. Aus den Akten geht nicht hervor,
welche Ergebnisse diese Arbeitsgruppe hervorbrachte. Sie wurde in den folgenden
Dienstberatungen nicht mehr erwähnt. Aus den Befragungen wird deutüch, daß sich
Verantwortliche des Senates an diese Arbeitsgnippe nicht erinnern konnten. Die Ausländer-
beauftragte berichtete, daß sich die Arbeitsgruppe nach einigen Beratungen wieder auflöste,
da das Engagement seitens des Senates nachüeß und die Aufgabeneriüllung nicht mehr
gegeben war (siehe Protokoll der 6. Sitzung des UA vom 21. 10. 92, Seite 14).

Der für Ausländerfragen zuständige Mitarbeiter der BVB harte bereits in der Sitzung des
Innen^yssch^sses der Bürgerschaft ausgefujirt, daB di^Ausländerbehörde des Landes den SitzAittuuÄ,^" - „°--„--'.„-,.--,i^irft?^.J.-~'7(fc%'in der Hennanh^Matera-Straße 18/19'ih Rostoc'ic-'LiehtenKägen haben wird (siehe ProtokoU
des Innenausschusses vom 13. 9. 90); also ca. einen Monat fniher als die Entscheidung zur
ZAST durch die BVB gefällt wurde. Zu dieser Aussage gibt es keinen Hinweis auf Reaktionen
seitens des Senates.

Widersprüchlich sind die Aussagen des OB und des Bürgermeisters hinsichtlich der Mit-
entscheidung des Senates zur Standortwahl derZAST. Im Protokoll der 8. Sitzung des UA
vom 12 11 92 mäot der OB "(Niederschrift vom Tonbandmitschnin): "Wir haben uns schon
sehr mit dem ganzen Problem befaßt (seit 1990) und-daß-die-BedrßsTerwäItungsbehörde
beisptctsweise sich hier emgeschaltet hatte-und-nns danun-gebeten-hatte^irgendwo ... Dort
oderjrgendwo-andef? ... Wir haben seinerzeit unter Bedenken zugestimmt. Diese Bedenken
werden ja auch in den Protokollen deutlich. Die Konditionen, zu denen wir zugestimmt haben,
waren, daß es sich um ein Provisorium handeln sollte, .. und die Überlegung war, daß dort ja
eigentlich seit Jahrzehnten die Deutschen mit Ausländern zusammengelebt haben .."
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Zu dem gleichen Fakt äußene sich der Bürgenneisier bei der Befi-agung (siehe Protokoll
der 6. Sitzung des UA vom 21. 10. 92, Seite 5): "Aus den ünteriagen geht hervor, daß
es eine Entscheidung der Bezirksverwaltungsbehörde war. Sicherlich hat es gegen diesen
Emscheid meines Wissens nicht einen sofortigen Protest oder ähnliches mehr gegeben.
Die Entscheidung selbst ist bei uns nicht gefaUen, das ist klar, weil das ja auch eine
Landesbehördeist."

Zur Entscheidung und Mitbestimmung des Senates yn^ Standort gibt es widerspnichüche
Aussagen. Zum einen wird ausgesagt, daß der Senat "imt Bedenken zugestimmt habe; was in
keinem Protokoll einer Dienstberatung des Senates erscheim. Auf der anderen Seite wird dies
als aüeinige Emscheidung der BVB definiert. Warnungen seitens der R.ostocker Ausländerbe-
auftragten wurden nicht beachtet. Ebenso unerklärlich ist der unterschiedliche Umgang
hinsichtlich der Sicherheitsbedenken: bei der Unterbringung von 40 sowjerischen Juden'wurde
die Standonscheidung Lichtenhagen durch den Senat abgelehnt; das fand aber bei der
Standortwahl für die ZAST keine Berücksichtigung mehr.

Erst aus den Akten des Jahres 1992 ist ersichtlich, daß die ZAST in Lichtenhagen nur ein
Provisorium sein soUte. raer ergibt sich ein Widerspruch zu den Aussagen bei den
Befragungen durch den UA. Die Suche nach weiteren Unterbringungsmöglichkeiten für
Asylbewcrber deutet nur auf eine Suche nach emer Lösung für die der Stadt zugewiesenen
Asylbewerber hin.

Im Schreiben des OB an den Innenminister des Landes vom 26. 7. 91 wird erstmals
festgehalten, daß der Standon der ZAST ungünstig ist. Zitat: "Hinzu kommt, daß das i
Hennann-Matem-Straße als ZAST fiir Mecklenburg-Vorpommem denkbar ungeeignet ist."
Hier wird auch erstmals eine Veriegung der ZAST als Lösung ausgesprochen.
In einem Gespräch am 18. 7. 1991 zwischen dem damaligen Innensenator und dem
Innenmuüster des Landes muß es auch seitens des Landes eine Zusicherung gegeben haben,
eine Alternative für Lichtenhagen zu suchen. Dies geht aus dem Anrwortschreiben des
Innenmuüsters vom 28. 8. 91 hervor. c>"c^y-yit->->^^-<
a.c- ^y-^^j^
Nach dem Schreiben des Innenministers vom 28 8. 91 begannen nachweislich unensive
Bemühungen um eine Verlegung der ZAST.

11
Laut Protokoll der Dienstberatung des Senates vom 27. 2. 92 wird Hinrichshagen als
Unterbringungsmöglichkeit für die Asylbewerber angeboten. In der Dienstberatung vom
5. 3. 92 wird "zu den Verhandlungen mit dem Bundesvennögensamt zum Objekt in
Hinrichshagen Stellung genommen und erste Tennine werden genannt. Mietvenräge werden
voraussichtüch bis Ende 4/92 abgeschlossen." In der Vereinbarung zwischen dem Senat und
dem Innenministerium vom 7. 5. 92 (siehe Dokumentationsmappe des Senates) wird
festgelegt, daß die Nutzung "...im Juli/August 1992 beginnen ..." sollte und auf ein Jahr
beschränkt ist (siehe Punkt 2 der Vereinbarung).

Im Schreiben des Bürgenneisters an den Landrat Rostock-Land vom 9. 6. 92 wird ausgefühn,
daß die ZAST in Hinrichshagen ab August 1992 ihre Arbeit aufiummt.

Zur Alternative der ZAST in Lichtenhagen gibt es viele Widerspriiche. Zum einen wird ausge-
sagt, daß die ZAST in Lichtenhagen schon immer ein Provisorium sein sollte. Dies findet
weder in Protokollen äj Öienstberatungen des Senates noch in AktennotLzen der Ämter ihre
Bestätigung. Auch die Suche nach Unterkünften von Asylbewerbem trifft unseres Erachtens
nur auf die der Stadt zugewiesenen Asytbewerber zu.

Weiterhin legt die Formulierung des Schreibens des OB an den Innenminister des Landes vom
26. 7. 91 ("Hinzu kommt, daß das Objekt Hennann-Matem-Straße ate^ASl-för-Meekten-
burg-Vorpommern denkbar imgeeignet ist.") die Vermutung nahe, daß erst jetzt emsthafle
Bemühungen zu einer Verlagerung der ZAST in Lichtenhagen angestrebt wurden. Es muß
weiter bemerkt werden, daß der Nachdmck des Senates gegenüber dem Land zur Ver-
besserung der katastrophalen Lage als gering bezeichnet werden muß. Erst in der
katastrophalen Lage vor und in der ZAST wurde von Senatsvertretera der l. Sept. 1992
aJs de&utiyer Termin für die Verlegung der ZAST genannt.

-^itu Frage an ^eri Innensenator Wann wußten Sie denn definitiv, daß der l. 9. der Zeitpunkt
der Verlegung sein wird? Anrwort""Äm Sonntag, dem 23., insofern harte ich auch für den FaU.
daß ich ungestört hätte Urlaub machen kön^n. Ärgst vor dem Tag, an dem ich zurückkommen
würde^und die ZAST ist noch da. Weil ich ja diesen l . September immer verwendet habe,
einfach aus der Überzeugung heraus, daß, wenn man den Leuten was erzählt, dann muß man
ihnen auch mögüchst was handfestes geben. M^in Bestreben ging in die Richtung, das
irgendwie durchzusetzen." (Protokoll der 6. Sitzung des UA am 21. 10. 1992, Seite 19)
(siehe auch NNN vom 19. 8. 1992)
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Widerspriiche und (Injdarheiten

Am Dienstag, dem 18. .-Vugust 1992, werden der fnnensenator und der Ausländerbeauftragte
durch die Redaktion der NNN über den anonymen Anmfder "Bürgerüüüative Lichtenhagen"
infomüen: "Wenn die Stadt nicht bis Ende der Woche in Lichtenhagen für Ordnung sorgt,
dann machen wü- das. Und zwar auf unsere Weise."

Der Ausländerbeauftragte (siehe Zusammenstellung des Ausländerbeauftragten vom 2. Sept.
1992, Seite 2) infonniert seinerseits auch den Ausländerbeauftragten des Landes im
Innennunistenums und erhält die Antwort: "Er hatte diese Information noch nicht, srimmt'^
daß man diese Drohung sehr erast nehmen müsse und die emsprechenden Maßnahmen
einleiten würde.".

t: "Er hat auch gerade diese Nachricht bekommen und wird mit der
Polizei entsprechende Maßnahmen absprechen."
>l4 <<U^-' ^C'^' A ' i/1' 't'< ^-'1'^t
Der Innensenator schfeibt-au^S<it«-4-seineFltokuffl»nuaQfl;Sie Information von der NNN
würde "an die Polizeidirektion und die Abteilung Ausländerangelegenheiten des
Innenministeriums weitergegeben werden." "Diese wurde durch mich aufgefordert, .alles. zur
Vermeidung äußerer Anlässe für die angedrohten Auseinandersetzungen zu tun. Am 2Li
fand eine Lagebesprechung mil dem Ordnungsamt und der Polizeidirekrion statt. Es gab keine
angemeldete Demonstration. Die Polizeidireiction versichene, entsprechend ihrer Lage-
einschätzung vorbereitet zu sein. In einem gemeinsamen Anmfbeim Ausländerbeauftragten
des Landes wurde von diesem versichert, daß alles zur Deeskalation getan wird und das
Unterbringungsproblem gesichert sei.",. ,|,„
Der UA hat den Eindruck, daß^ich-aüe darauf verlassen haben, daß es kerne angemeldete
Demonstration gab. 1\i ^ nÖfcU~-'0->) 1/ .'^ •'^ '—^

[^u.ol Man meinte wohl, wenn die äußeren Anlässe - Lagern vor der ZAST - behoben wären, dann
sei das^robtem gelöst.

Am Sonnabend, dem 22. 8 1992, fährt der Innensenator in Urlaub nach Graal Müritz.
Mit seinem derzeitigen Vertreter, dem Ordnungsamtsleiter, ist Abrufbereitschaft per Funk-
telefon verabredet. Diese Funktelefonverbindung fünktionien aber nicht, weil 100 m
vor dem Bungalow das Funknetz abbricht. (Protokoll der 6. Sitzung des UA vom 21. 10.
1992, Seite 19)

So wird der Innensenator am Sonntagfhih (Protokoll der Sitzung des UA, Befi^gung
Ordnungsamisleiter) von diesem persönlich aus seinem Urlaubson abgeholt.
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Daß in der ersten Krawajlnacht ein Feuerwehrauto mit Steinen beworfen und die Feuerwehr
bei Löscharbeiten an einei^renqenden Fahrzeug dadurch gehinden wird, ist für die Feu^r-
wehrleute ein bis dahin noch nie'eiiAtäi'Ereignis. Die Polizeikräfte waren zu schwach, um
hier Hilfe leisten zu können. Über diesen Vorfall am Sonnabend erfolgte auch keine Meldung
an die Polizei.

Der Bürgermeister als amtierender OB wird erst telefonisch durch den Ausländerbeauftragten
an den On des Geschehens gerufen. Am Nachinittag des Sonnabend war der Bürgemieister
zum Empfang auf der Fregatte Bremen.
Im Bericht vor der Bürgerschaft am 2. 9. 1992 (Protokoll Seite 7) macht der Oberbürger-
meister die Zusage: "Was die Stadt in diesem Fall zu tun hat, wurde getan, das heißt, das
Brandschutz- und Rettungsamt (BRA) in Alarm zu versetzen und in Bereitschaft zu sein."
Dagegen stehen die Aussagen des Amtsleiters des BRA vor dem UA (Protokoll der
4. Sitzung des UA vom 8. 10. 1992, Seite 4/5): "Die Feuerwehr war vorher überhaupt
nicht informier^^^.^ct^i ^—^ .lßAA!:?.^5n>~J^CJ>
Der Amtsleiter "hale keiiie liifülliiatton, ist-ganz-nwmal'am Sonntag&üh'üm 7.00 Uhr
zum Dienst gekommen. Dann hat er sich mit dem Innensenator kurzgeschlossen und die
dementsprechenden Maßnahmen mit ihm abgestünmt." Nach diesem Widerspiuch befragt,
antwortet der OB in der zweiten Befi-agung (Protokoll der 14. Sitzung des UA vom
27. l. 1993, Seite l): "Diese Passage in meiner Rede habe ich natürlich aus einer Zuarbeit
des Innensenators."

Am Sonntag verständigten sich die in Rostock anwesenden Senatoren, am Nachmittag
um 16.00 Uhr. in der Polizeidirektion zu .einer Bergtung zusammenzukommen. Über diese
Beratung, die bis 19.00 Uhr dauerte, ist wis unverständücherweise kein Protokoll bekannt;
nur ein Gedächtnisprotokoll vom Senator für Stadtentwicklung und Ortgteile vom,^.^ 8.^ •f
berichtet über einige Ergebnisse der Beratung beim Polizeidirektor. Der Polizeidirektor gibt u ^ofof, ,
einen Bericht über die Vorfälle und stellt fest: Zustrom Gewaltbereiter von außerhalb ist zu
erwarten.

Der später hinzukommende damalige Innenminister bestätigt auf Initiative von Bürgenneister
und Innensenator den Umzugstennin der ZAST für den l. September 1992.
Ais sichtbares Zeichei^oll sofort damit begonnen werden.

r

Am Sonntagabend nimmt der OB tejefonisch Verbindung init dem Bürgermeister auf. £-'> i^t^c^

Das Protokoll der internen Dienstberatung des Senates am Montag, dem 24. 8. 1993, belegt,
daß der Innenminister bestätigt: die ZAST wird zum l. 9. in Lichtenhagen geschlossen.
Der Polizeidirektor gibt einen zusammenfassenden Bericht über die Ereignisse und schließt:
"Mit weiteren Aktionen muß gerechnet werden."
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Der Innensenator macht die Aussage: "Es besteht die Gefahr, daß die Randalierer nach
Verlagerung der ZAST auch nach Hinrichshagen ziehen."
Trotz dieser Aussagen fährt der OB um ca. 17 00 Uhr, ohne Lichtenhagen gesehen zu haben,
an seinen Urlaubsort zurück. Im Untersuchungsausschuß danach befragt (Protokoll der 14.
Sitzung des UA vom 27. l. 1993, Seite 5): "Hat der OB am Montagabend und in der Nacht
keine Nachrichten geseheh, wenn schon keine telefonische Verbindung bestand?" "Habe ich
tatsächüch nicht. So daß ich einfach die Sache im Kopf abgetan habe. ...... wenn irgendetwas
passieren sollte, was mit den Vietnamesen los ist, wird die Evakuierung durch Herrn Zöllick
gemacht und die Polizei hat die Sache in der Hand. Das war mein Kenntnisstand."

Nach den zusaiiuiieiifd&seildcn Augenzeugenberichtm (Anlage 3) zog die Polizeiführung
gegen 21.00 Uhr die Sicheiungskrafte vom Wohnheim ab. Um 21.38 Uhr erhält die Feuerwehr
durch eine Bürgerin die Meldung, daß es im Wohnheim brennt.
Im Meldebuch der Feuerwehr ist für diesen Zeitraum am späten Montagabend notien:
Um 21.44 Uhr, 21.55 Uhr, 22.05 Uhr, 22.23 Uhr Lagedienst Polizei verständigt, 's " 6-/ ' /1^'9- .

^t9<Fk^-
"Florian 90102" meldet um 22.06: "In der Mecklenburger Allee sind Polizeikräfte, nehme
Vertindung auf." und um 22.15 Uhr: "Polizei verläßt die Mecklenburger Allee".

tf(^<
Nach dem Bericht des Feuenvehreinsatzleiters vor Ort standen in der Mecklenburger Allee
Polizeikräfte. Der Einsatzleiter nahm mit dem Leiter dieser Polizeieinheit Vetbindung auf, um
Polizeischutz zur Brandbekämpfung zu erhalten. Die konkrete Handlung der Polizeieinheit auf
diese Bitte hin war, daß das Blaulicht eingeschaltet wwde, die Fahrzeuge wendeten und
wegführen. \>X"^ .

Aufweiche Weise der Bürgermeister als amtierender OB und der Innensenator sich telefonisch
oder per Funk persönlich mit der PoluEeifühiung in Verbindung gesetzt haben, ist in den dem
UA vorliegenden Unterl^en leider nicht dokumentiert. ^ \^^i^ ai ^ 'i\ <^rY^ F^-J

S^y/^ '
JUm 22.36 Uhr meldet "Florian 90330": "Polizei vor Ort."
22.46 Uhr meldet "Florian 90102": "Können noch immer nicht angreifen."
22.51 Uhr meldet "Florian 90101": "Es werden noch immer Brandbomben geworfen.
Poüzei vor Or(^ber noch nicht im Einsatz."
22.58 Uhr meldet »eh "Florian 90102" erneut: "Brandbekämpfiing wird aufgenommen."

^ fnüVi\^^)

Durchdiei?nnmlsnahme des Tonbandes vom F—ehrtünkv«kehr muß der UA die Fest-
,T<Sltreffe^ t?"12!6""vor ort war nichl infomue" danlber. daßM-c^r
tG?hr:^(zltatTonbandm".schnt: "Habe eben nochmai "-e.sege^T.Z
^Z^'ZTu^^ lclmlt umdasehemalise A^l^^u
^^sz'?^^ri^.-
^kann.^ert^ensich die Vietnamesen nut dem Ausltoderb^uftragten »d^^>^^^!:T^:bCTSDächCTmd"HUSNr'.75'w:^7^ ^ o
F^.weM?E^^ngvoro"^^l^b^o^esT^do7f^eMZh« / -
s,?ls^l91wuß^:^^ra%mt fcCT ^^i'w^fc^tvamB^dh^'überT^te"^ - - -
zur Nummer 19 vordringen können, um die eingeschlossenen Menschen zu "befreienT ^
Der Abtransport der Bewohner des Hauses  . 19, die sich selbst gerettet hatten, wurde z^^€.
vom Ordnungsamtsierter, vom Bürgermeister, .om Senator ffir Inneres und-voaand7r» ^^J
organisiert und die Unterbringung in Notquarüeren gesichen.

DCTÜber d!e Lichtenhaser Ereignisse zusanunengesteüte Dokumentarilm gibt auch in diesem
Zusammenhang neue Fragen auf; die aber vom UA nicht mehr bearbeitet w7rde7'smd1'

-E:csn^::S^8~dnv°uwde'p^dunt-v—^-
Danach befragt, amwonete der OB sinngemäß: Das woUen wir einem Untersuchuna
ausschuß überlassen (siehe ProtokoU der 14. Sitzung des UA vom 27. LW3'.S^6).

^/-

lesem
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Ereebnisie der Arbeit des UA und Aufeaben für Senat und Bareenchaft

Der Terminus "PHichtverletzung" - wie er im Auftrag an den UA benannt ist - ist ein juristisch
besetztes Wort. Deshalb enthält sich der Ausschuß dieses Ausdnicks.

^ ^)Durch den UA wurden folgende Defizite festgestellt: [ \ k.^ 'v ^ ^-

- unklar abgegrenzte Verantwortlichkeiten (ZAST - ZAB - Land - OB)
- mangelnde Umsetzung von Willensbekundungen
- fehlende Ausfilhrung von Beschlüssen und deren Kontrolle
- routinemäßiger Umgang mit Hinweisen und Beschwerden,

Der Senat und der Oberbürgermeister haben die Situation und deren mögliche Eskalation
in Lichtenhagen unterschätzt.
Der'Senatimd det-ObeAuFgemieister sind ihrer poUtischen Verantwortung nicht
in vollem Umfang gerecht geworden.
Die Bürgerschaft hat sich mit den Erklärungen des Senates zu dieser Problematik
zufrieden gegeben.

Die Verantwortlichen in den Senatsbereichen niüssen zu ihrer Verantwortung stehen und
Rechenschaft legen.
Ein Handlungskonzept für Krisen- und Katastrophensituationen muß erarbeitet werden.
Die Modernisierung der Technik in der Leitstelle des BRA ist umgehend zum Abschluß
zu bringen.

I

! J

;'
!

Entsprechend Einigungsvertrag An. 14 und 15 war festgelegt, daß LandesbwoUiiiächÜgte und
Regierungsbevollinächtigte in den Bezirken (für Rostock Hen- Kalendrusch) ihre bisherigen
Aufgaben vom Wirksamwerden des Beitrittes bis zur Wahl des MinisterpraadCTtcn in Verant-
warning der BundesregiCTung wahmefamen und deren Weisung umeTStehea Die Wahl des
Ministerpräsidenten in Meckienbiu^-Vorpommern erfolgte un Oktober 1990.

Der RegienmgsbevoUmächrigte, Heir Kalendrusch, teilt dem Senat der Hansestadt Rostock am
31.8. 1990 mit, daß

vom 10. 10. bis zum Jahresende 1990 für M/V mh ca. 1.500

1991 mit ca. 4.000 bis 5.000 und

danach monatüch mit ca. 300 Asyibeweibem
zu rechnen ist.

Er fordert, beim "Freizug von Arbeiterwohn- und Lehrlingswohnheimen sowie Objekten der
Annee die kommunalen Aufgaben zur Umerbringung o. g. Personen zu berilcksichtigen".

Die BVB, Herr Wiechert, fordert vom Senat am 21. 9. 1990, "dir geeignete Objekte zur
Uirterbringung von Ausländern ..... kommunalen Anspiuch zu erheben" (FS-Nr. 820-833).

Der Regierungsbevollmächtigte für M/V, Herr Brick, teilt über seinen AusländerbevoUmächüg-
ten, Herrn SeeUg, am 8. 10. 1990 dem ObertürgCTmeister der Hansestadt Rostock mit, daß
Rostock als "Zentrale Ausländerbehörde des Landes für Asylbewerber" festgelegt ist.
Die soziale Betreuung soll durch die Sozialämter vorbereitet werden,

WV hat monatlich 550 bis 600 Asylbewerber umerzubringen,
"Gemeinschaftsunterkunft" (ur ca. 30 bis 50 Asylbewerber und andere Objekte
für ca. 250 Personen werden von den Territorien geforden.

Am 19 10. 1990 präzisien Herr Seeüg die Festlegungen und Forderungen:
für Rostock ca. 500 bis 1.000 Personen bis einschUeßlich 1991

Hinweis, daß zugewiesene Quorierung gesetzüch bestimmt wird
Gemeinschaftsunterkünfte sollten vertraglich gebunden, mit einfachen Mitteln
eingerichtet und betrieben werden, wejtere Instandsetzungen nach Zuweisung
finan2aeller Minel durchführen, Objekte sollen mit Instandsetzungskosten
und Kapazität benannt werden

es wird empfohlen, Ausländerbehörden zu schafiFen und in .Sozialämtera den
Personalbestand zu sichern, zur Aufgabenlösung sollen Konsultationen mit
freien Trägern stattfinden.

i
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Ereebnisie der Arbeit des UA und Aufeaben für Senat und Bareenchaft

Der Terminus "PHichtverletzung" - wie er im Auftrag an den UA benannt ist - ist ein juristisch
besetztes Wort. Deshalb enthält sich der Ausschuß dieses Ausdnicks.

^ ^)Durch den UA wurden folgende Defizite festgestellt: [ \ k.^ 'v ^ ^-

- unklar abgegrenzte Verantwortlichkeiten (ZAST - ZAB - Land - OB)
- mangelnde Umsetzung von Willensbekundungen
- fehlende Ausfilhrung von Beschlüssen und deren Kontrolle
- routinemäßiger Umgang mit Hinweisen und Beschwerden,
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2Benannt werden sollten durch den Senat also:
der Verantwonüche für die Ausländerbehörde
der Verantwonüche im Sozialamt
die Objekte mit Instandseczungskosten.

I

Aus den Protokollen der Dienstberatungen des Senates vom 12. 10. und 26. 10. 1990 gehthavor, daß Ausländerbeauftragte Frau Korona war und am 15. 10. 1990eineArteitsgmppegebüdet wurde (Angaben zu den o. g. Fordctungen findet sich in einer Aktennotiz von FrauKorona an Bürgermeister ZöUick vom 9. 9 1992).

Mit Fernschreiben vom 12. 11. 1990 weist HCTT Seelig als Beauftragter des RegienmgsbevoU-mäcfatigten die Aufeahme von Asyibewerbem ab l. 12. 1990 an:
Zuweisung durch das Bundesamt zur Anerkennung ausländischer Flüchtlinge(BAFL)

Zuweisung 2,75 % vom Gesamtaufkommen des Bundes - ca. 500 bis 600
Personen monatlich

Zentrale Ausländerbehörde des Landes erfaßt alle zugewiesenen Asylbewerber,
gleichzeitig erfolgt die Hörung durch das BAFL, während dieses Zeitraumes sind
die Asylbewerber in der Zentralen Anlaufneue (2AS7) m Rostock für ca. 14 Tageuntergebracht.

Im Verantwortungsbereich ihrer Ausländerbehörde erwarten die Asylbewerber
bei Ablehnung die Ausreiseaufibrdeiung bzw. Unterbringung gemäß einer von
der Landesregienmg zu beschließenden Verteilerquote.
Ausländerbehörde und SoziaJamt sollen geschult werden.

Herr Seelig teüt am 10. 12. 1990 mit, daß die Quotenzuweisung durch den Präsidemen desBAFLam3. 12. 1990 begonnen hat.
Fernschreiben Herr Seelig vom 9. l. 1991 an alle Ausländerbehörden:

Rostock-Lichtenliagen wird als Zentrale Anlaufstelle für Asylbewerber in
Mecklenburg-Vorpommern genannt
Territorien werden aufgefordert, die Aufiiahmebereitschaft zu sichern,
um die ständige Aufhahmebereitschafi in der Zentralen Anlaufsteüe zu
sichern

Rückamwon soUtebis 14. l. 1991 erfolgen.

I

Nach einem Telefonat des Bürgenneisters. Hemi Zällick. mit Hemi Seeüg am 29.10.1990
war folgendes festgelegt:

Die Zentrale Ausländerbehörde isr in Lichtenhagen. Hennann-Matem-Straße 18.
Rostock hat pro Monat 250 Ausländer aufzunetanen.
Personelle Unterstützung aus Kid war zugesagt.

Herr Reuter, amtierender Vorsitzender des Nord-Süd-Fomms Rostock, bittet in einem Schrei-iben an den Mmisterpräsidcirten des Landes M/V, sich für eine Verringening der
Aufiiahmequoten einzusetzen (Schreiben vom 3. 6. 1991). In seiner Annvort vom 11.7. 1991lehnt der Mimsierpräsident dieses ab.

In einem Schreiben vom 26. 7. 1991 an den Innenmürister des Landes M/V weist der Obertoür-
gcnneister auf unhaltbare. Zustände in und um das Objekt Mecklenburger Allee hin:

bis zu 140 Direktbewerber an einem Tag
zusätzüch 40 aus Hamburg zugewiesene Asylbcwerber
Aufiiahmevennögen ZAST: ca. 200 Personen
zur Zeit 278 Personen un Haus.

Antwort des Innenministers am 28. 8.1991:
Er teüt die Sorgen des Oberbürgermeisters und bemüht sich um eine andere
Unterbringung.

Beste Lösung: ZAST sollte an anderer SteUe untergebracht wierden.
13.Januar I 992 - Herr Rusch ist neuer Ausläaderbeauftragter des Landes.
23. April 1992 - Ein Vertrag zwischen dem Bundesvennögensamt (B VA) und

dem Senat wird paraphien:
Mietpreis für bewohnbare Gebäude in Hinrichshagen: 2,00 DM/qm = 10.300,00 DM.
Nach weiteren rechtüchen Schritten wird am 5. 5. 1992 der Vertrag zwischen Senat und Be-
treibergesellschaft M & S unterzeichnet.
Finanziemng von 1,4 Mio DM Bauarbeiten und Betreibung durch Landesmittel.
Die Vereinbarung zwischen Senat und dem Ausländerbeauftragten des Landes wüd am7. 5. 1992 unterzeichnet:

Das Land verlegt die ZAST nach Hinrichshagen und nutzt in dieser südtischen
Asylbewerberunterkunft 400 Plätze.
Voraussichtlicher Nutzungsbeginn sollte Juli/August 1992 sein.

BVA annvortet am 21. 5. 1992 auf ein Schreiben des Senates vom 5.2.1992:
Danach wird der Miervenrag derzeit erst vorbereitet.

Am 9. 6. 1992 infomrien der Senat den Landrat Rostock-Land über die ab August 1992 gc-plante Unterbringung von AsylbewCTbem in Hümchshagen.
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Landesverordnune zur
Durchführung des Asylverfährensgesetzes

(ÄsylVfG-DVO)
vom/28. Januar 1991 (GVOBL M-V Nr. 3 S. 19)

Aufgrund des § l Abs. l des Zuständigkeitsncuregelungsgesctzci vom
20. Dezember 1990 (GVOBI. M-V 1991 S. 2) in Verbindung mit § 8 Abs. l
Satz 5 und § 22 Abs. 5 Satz l des Asylverfahrcnsgesetzes sowie aufgrund des
S 22 Abs. 9 Satz 2 des Asylvcrfahrensgeseizes und des § 36 Abi. 2 Satz l des
Ordnungswidrigkeitengesctzes verordnet die Landesregierung:
Sl
(l) Der Oberbürgermeister der Hanacstadt Rostock als Ausländerbehördcist zuständige Ausländerbchördc für die Entgegennahme von Asylanträgen
nach § 8 Abs. ( Satz 5 des Asylvcrfahrensgesetzes. Diese Zuständigkeit
endet, wenn sich der Ausländer zu der in der Zuweisungsentscheidung (§ 22
Abs. 5 und 9 des Asylverfahrenagesetzes) angegebenen Stelle begeben hat.
(2) Absatz l findet keine Anwendung, wenn der Ausländer im Zeitpunkt der
Stellung des Aayianiraees Iin Sesitz einer A'ufcr.tha!t3g;".eh"!!gung nach
dem zweiten Abschnitt des Ausländergesetzes ist.
(3) Folgeanträge (§ 14 Abs. l des Asylverfahrcnsgesetzes) sind bei der nachS 8 Abs. l Satz 2 des Aiylverfahrerisgesetzes zuständigen Ausländcrbchördezu i teilen.

S2
Zuständig für den Erlaß der Zuwcisungsentschcidungcn nach § 22 Abi. 5Satz l des Asylverfahrensgesetzes sowie für die Verteilung der im Land auf-
zunehmenden Asylbewerber auf die Landkreise und kreisfreien Städte und
den Erlaß der entsprechenden Zuwi.-isungseiitscheidungcn nach § 22 Abs. 9
Satz 3 des Asylverfahrensgcsetzei ist der Innenminister, der hierfür eineAußenstelle einrichten kann.

S3
(!) Die Landkreise und kreisfreien Städte nclimcn Asylbcwerbcr nach fol-gcndem Schlüssel auf:
Landeshauputadt Schwerin 6,6 v. H.
Landkreil Bad Dobcran 2,5 v. H.
Landkreis Greifswald . l,3 v. H.

Landkreis Grevesmühlcn
Landkreis Grimmen
Landkreis Ribnitz-Damgartcn
Landkrcia Rostock
Lsmdkreis Rügen
Landkreis Stralsund
Landkreis Wismar
Landkreis Wolgast
Hansestadt Rostock
Hansestadt StraJiund
Hansestadt Wismar
Stadt Greifswald
Landkreis Bützow
Landkreis Gadcbusch
Landkreiä Güstrow
Landkreii Hagenow
Landkreis Ludwigslust
Landkreis Lübz
Landkreia Parchim
Landkreis Schwerin
Landkreis Sternbcrg
Landkreis AJtentreptow
Landkreis AnkJam
Landkreis Demnu'n
Landkreiä Malchin
Landkreis Neubrandcnburg
Landkreis Neustrelitz
Landkreis PascwaJk
Landkreis Röbel
Landkreis Strasburg
Landkreia Tcterow
Landkreis Ückermündc
Landkreis Waren
Stadt Neubrandenburg
(2) Der Innenminister kann im
abweichen.

2,1 v. H.
l,7 v. H.
3,3 v. H.
2,0 v. H.
4,4 v. H.
l,J v. H.
l.7 v. H.
3,0 v. H.

12,9 v. H.
3,8 v. H.
2,9 v. H.
3,5 v. H.
t.5 v. H.
1,2 v. H.
3,7 v. H.
3,6 v. H.
3,1 v. H.
l,7 v. H.
2,0 v. H.
1,7 v. H.
l,2 v. H.
i.2 v. H.
2,0 v. H.
2.2 v. H.
2,0 v. H.
1,4 v. H.
2,8 v. H.
2,2 v. H.
0,9 v. H.
l,3 v. H.
1,6 v. H.
2,6 v. H.
2,7 v. H.
4,6 v. H.

Einzelfall von diesem VerteilungsschJüssel
(3) Die Aufnahmepfliclit der Hansestadt Rostock gilt zur Hälfte als erfüllt,solange der Oberbürgermeister der (Hansestadt Rostock d\e Aufgaben nach§ l Abs. I wahrnimmt.

§4
Die Landräte yerteflcn die von dem LandRreis aufzunehmenden Asylbewer-bcr, die nicht in Gemcinschafounterkünften untergebracht werden ($ 23 des
2I.EL'l4LGMV l t.EL»t/ILGMV
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§§5-6 AsylvcrfahrcnsDVO K 962
Asylvcrfahrciugesctzcs), auf die kreisangehörigen Städte und Gcmctndenund erlassen insoweit die Zuweisungsentschcialungen nach § 22 Abs. 9 Satz 3
des Aaylverfahrctugcsctzcs. Bei der Verteilung ist die Große der Städte undGemeinden nach Einwohnerzahl und Fläche zu bcriickslchtigcn. Die krcis-
angehörigcn Städte und Gemeinden sind zur Aufnahme der ilincn zugcwic-scncn Asylbcwcrbcr verpflichtet.

S5
Zuständig für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidngkc' ^nach ^ 35 dca Aiylvcr{ahi-cns|;csetzes sind die Landrätc der KTeise ^ ^Oberbürgermeister (Bürgermeister) der kreisfreien Städte.
S6
Diese Verordnung uitt am l. Januar 1991 in Kraft.
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Zusammenrassung von AugenzeugenOencnten

Am Sonnaoend. dem 22. 3 92. üüderen sich Menschenansaninüuneen vor und hüner der
ZAST und dem Wohnheim.

In der Me.irzahi waren Jugeadlicne ve.Tre;ea. Dieses spieite sich ewa im Bereich der Häuser
Nr. 17 bis 19 ai).

Eine Ge'.vaitberMUcnait '^ar nicht zu ericeanen. Cnigea 19.00 bis 19.30 Uhr waren ca. 55 Poü-
zisien anwesend. Ihre .•\usrüsmng war nic.ii für den späteren Pip^qp; geeignet.

Nach emem .^nrur durch den .Ausiäcderoeauftrasien erschiea der BürgennKster •/ar
On. Er venrai dea in Uriaub benndlicnea OB. Die folgenden Gespräche mil den Anwohnern
waren durchaus sachlich. Die meisten .Anwohner gingen wieder in üire Häuser.

Die auf der Wiese benndliche Aflsammiung löste sich aber nicht au£ sondern wuchs noch an.
Ein Ajisriea der aggressiven Sommune '.var nicht mehr zu übersehen. Gegen 21.00 Uhr flogea
die ersten Steine in Richtuna Wohnheim!
Die "Poüzeikräfte" wurden um ca. 15 Mann mit besserer .Ausrüstung versiäria. Nun flogen
auch Brandflaschen in Richtung der Baikone.
Diese .-Ucrionen angen von e'roa 200 Läuten aus. Die Poiize: wurde bis an die Häuscrwand
zurückaeiu^ngi. Zu diesem Zeiq)unkt wares ksas Pvsser.'s". der Psliza ashr "oriar.dsn-
Die angerordenea Wasserwerfer mußten erst aus Schwerin geholt werden und crafen gegen
02.00 LTir ein. Das Gebäude wurde bis dahin nur mit Mühe vor einer Stünnung geschützi.
Gegen 05.00 LTir war dann die Lage in der Hand der Poüza.

Am Soaniae, dem 23. 3. 92, versammeiten sich gegen Nachmittag Kinder und Jugendliche vor
und hinier den Häusera der ZAS7 und des Wohnheimes. Außerdem seme ein Zusu-om von
Schaulusiigea ein.

Es kam zu Sceinwürten der lünder und Jugendlichen aeaen das Wohnheim. In Richung der
Z.\ST waren kaum -AJaiviiäten zu verzeichnen. Später emu-eäiinde Polizeikräfte faiSen dann
ein und sichenen die Hauseaieänge. Aufforderunaeii. die .Ansammlungen aufeulösen, wurden
nichi berbigr.
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Gegen 13.00 bis i 9 00 Uhr iraien dann große Gruppen von juaenäiichen Rechisradikaien auL
die durchaus den Endmck einer einheitüchen Führune machien. Ein gezieltes Zugreifen der
Polizei war mcht moaüch. da die Gttwainater sich immer wieaer m die Menge der Scaau-
lusriaen zuiüciaailen ließen. Erst nacä weiterer Versiärkung der Polizei und der BGS-Truppen
bekam man die Läse besser p den Griff. Die Z.\ST und das Wohnheim waren kaum geräürdet.
Am cilhen Morgen des 24. 3. war es Ha"" wieder ruhig.

Die .Ansammlungen am Momaa, dem 24. 3. 92.begannen wie "gewohm"
.Ab ca. 13.00 Uhr versammelten sich wieder vennehn Kinder und Jugendüche auf der Wese an
der KAuihaüa'Z.\ST und Wohnheiin. Zur Sicherung war eine Hamburger Polizeuundenschaä
eingesetzi. die seit Sonnraa 22.00 Uhr im Einsatz war. Urplötzüch enblgte bis ca. 15.30 Ulir
die Räumung der Z.^ST. Die Vietnamesen verbüeben dagegen im Wohnheim. Bis ca. gegen
19.00 UTir waren die .-Vnsammlungen massiv angewachsen. Haupiameü hanen die Schau-
lustigen. Unbedingt zu vermerken isi die frühe .^wesemieii der Medien. ZDF und .\KD waren
mit festen Kameras vertreten.

Bürgenneister ZöUick gab gegen 16.00 bis 17.00 Uhr dem ZDF ein Interview und verwies auf
die geräumte ZAST. Die meisten umstehenden verhielten sich ruhig und fühnen sachliche G<-
spräche.
Die Gewalt eskaüene dann wieder mil dem EimrefFen der Rechtsradikalen (ca. 19.00 Uhr).
Sofon wurden Straßenschlachten mil der Polizei angezettelt. Ein beabsichrigier ObergriiFin
Richnuig Wohnheim war zu diesem Zeiqiunkt nicht zu erkennen- Gegen 21.00 Uhr zog die
Polizeiführuna überraschend die Sichemnaskräfte vom Wohnneim ab.
Das schutzlose Wohnheim wurde dann .^nerüSziel der Gewalttäter. Durch Brandflaschen in
Brand gesetzt und gestürmt, war das Wohnheim in der unteren Etage im Besitz der Rechtsra-
dikalen.

Die Heimbe'.vohner. Wachpersonal, em ZDF-Kamerateam, der .•'Lusländeroeauftraeie der Stadt
und andere Nüiarbeiter flüchteten in die lerzie Etage und konnten sich über das Dach in Si-
cherheit bringen. Die minlerweile aiamüerte Feuerwehr wurde durch die Rechisradikaien im
Haus an der Brandbekämpfüne gehindert und ultimativ zum Rückzug gerMjngen. Der Feuer-
wehreinsaizieiier bat vergeblich um Poiizeiuntersiützuna. Erst nach über einer Stunde erhielt er
polizeiliche L'ntersrützuna.
Im Schutz iiner Hundenschaft kormre aesen 23.00 Lrhr die Brandbekampmna aufgenommen
werden. Laut Aussagen des Einsauleiters der Fsuerwehr wurde die Brandbekampmng durch
eimee Femsehieams behinden. Der weitere Poiizeieinsaiz erfoiste dann recht massiv und es
konnte eine reiaiiv hohe -Anzahl von Fesinahmea erfoluen. Die Vietnamesen wurden zwischen-
zeitlich inii Bussen evakuien.

Gegen Morgen war die Lage dann wieder ruhig.


